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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Politische Grundfragen

In ihrer Vernehmlassung zur Totalrevision der Bundesverfassung sprach sich die Eidg.
Frauenkommission deutlich flr die Einflhrung von Quotenregelungen als
Ubergangslosung aus. Es genlige nicht, die Gleichstellung rein formal festzuschreiben,
dabei aber keine Massnahmen vorzusehen, welche die immer noch real existierende
Benachteiligung der Frauen abbauten. '

Apres l'acceptation par le Conseil des Etats du Protocole additionnel & la Charte
européenne de l'autonomie locale lors de la session d'hiver 2016, le Conseil National
s'est emparé de cet objet proposé par le Conseil Fédéral. La députée Claudia Friedl (ps,
SG), parlant au nom de la commission de politique extérieure CPE, développe les
mémes arguments mobilisés au sein de la chambre haute par les partisans de la
ratification, a savoir que ce protocole additionnel aurait plus un impact sur la politique
extérieure plutdt que sur la politique intérieure, du fait des pratiques déja en ceuvre
dans les communes suisses. Claude Béglé (pdc, VD) précise que le Conseil fédéral
n'avait pas fait de la ratification de ce protocole additionnel une priorité, mais qu'il est
revenu dessus aprés qu'une motion (14.3674) déposée par Thomas Minder
(indépendant, SH) demande a celui-ci de le signer. Yves Nidegger (udc, GE) quant a lui
considere que la ratification de ce protocole pourrait conduire a terme a inclure les
personnes étrangéres au corps électoral au niveau communal. Simonetta Sommaruga
rappelle quant a elle le soutien de I'Union des Villes Suisses, de I'Association des
Communes Suisses ainsi que d'une majorité des cantons par le biais du Conseil des
Etats. En outre, et conformément & l'article 54 de la Constitution fédérale, la
Confédération est tenue de promouvoir la démocratie directe dans le cadre de sa
politique extérieure. La ratification de ce protocole additionnel a la Charte européenne
de I'autonomie locale est un moyen, selon la conseillere fédérale, de remplir cette
tache, en plus d'envoyer un signal fort aux pays voisins pour la démocratie.

Le Conseil national, contre la minorité Nidegger, accepte de rentrer dans un premier
temps en matiere et adopte par 105 voix contre 66 et 6 abstentions I'arreltel
feOdelral portant approbation du Protocole additionnel all la Charte europellenne de
I'autonomie locale sur le droit de participer aux affaires des collectiviteOs locales.

En vote final, I'arrété fédéral est accepté par 114 voix contre 81 et 2 abstentions au
Conseil national et par 38 voix favorables contre 7 et O abstentions au Conseil des
Etats. ?

Verfassungsfragen

Die bei der Arbeitsgruppe eingegangenen  Meinungsausserungen haben
unterschiedlichen Umfang wie auch unterschiedliches inhaltliches und politisches
Gewicht. Die Kantone reichten zum Teil Berichte von einberufenen Kommissionen, zum
Teil eigentliche Vernehmlassungen der Regierungen ein. Einzelne Gremien stltzten sich
bei der Formulierung auf Ergebnisse von Umfragen, andere urteilten mehr aus
Expertensicht. Die Auffassungen liber die Notwendigkeit und Wiinschbarkeit einer
Totalrevision waren geteilt; viele Eingaben bevorzugten den Weg Uber einzelne
Partialrevisionen. In der Presse erschienen zusammenfassende Berichte Uber die
wichtigeren Stellungnahmen, die jedoch selten eine 6ffentliche Diskussion ausldsten.
Far 1970 ist die Verdffentlichung aller Antworten auf den Fragenkatalog der
Arbeitsgruppe Wahlen vorgesehen. Auf einzelne der vorgebrachten Postulate soll im
folgenden bei der Behandlung des betreffenden Sachgebiets hingewiesen werden. *
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Als Reformarbeit auf weite Sicht wurden auch die Vorbereitungen flr eine Totalrevision
der Bundesverfassung weitergefiihrt. Die Arbeitsgruppe Wahlen veroéffentlichte im
August die eingegangenen Vernehmlassungen, deren wesentlichste Postulate zur
Hauptsache schon im Rahmen der schweizerischen Politik des Jahres 1969 erwahnt
worden sind. Alt Bundesrat Wahlen stellte an einer Pressekonferenz fest, dass kaum
originelle Vorschlage fur eine Umgestaltung des Staates eingegangen seien; es wurde
allerdings kritisch vermerkt, dass man auf Entscheid des Bundesrates nicht alle
Eingaben in die Veroffentlichung aufgenommen hatte. Von der sog.
«ausserparlamentarischen Opposition» lagen jedoch keine Stellungnahmen vor.
Besondere Beachtung fand ausser der Beflurwortung einer Abschaffung des Standerates
(Universitat Zirich) vor allem diejenige einer Einflhrung des Prasidialsystems in der
Landesregierung (Kanton Solothurn). Die Partei der Arbeit beschrénkte sich im
wesentlichen darauf, als Etappe auf dem Weg zum Sozialismus die Verstaatlichung
wichtiger Unternehmungen, ein Mitbestimmungsrecht in den Betrieben sowie
Kontrollbefugnisse des Staates gegenlber der Wirtschaft zu fordern. Die Arbeitsgruppe
gab bekannt, dass sie aufgrund der vorliegenden Stellungnahmen einen Schlussbericht
verfassen werde, der jedoch nicht vor Ende 1971 zu erwarten sei. Das EJPD werde
darauf eine erweiterte Kommission mit der Ausarbeitung eines Vorentwurfes zu einer
neuen Bundesverfassung beauftragen. *

Den Hauptansatzpunkt zur Diskussion Uber Grundfragen der Staatsordnung bot jedoch
der Expertenentwurf flr eine Totalrevision der Bundesverfassung, der im Februar
veroffentlicht und einem Vernehmlassungsverfahren zugeleitet wurde, an dem sich
Uber Kantone, Parteien und Verbande hinaus jeder Blrger beteiligen konnte. Wie
bereits vorher bekannt geworden war, kennzeichnet diesen Entwurf eine Tendenz, die
Verfassung gegenlber der Gesetzgebung zu entlasten, die Dichte ihrer Regelungen zu
verringern. Der Staat, vor allem der Bund, erhélt mehr Spielraum flr sein Handeln; ein
Teil der Schranken, welche die Individualrechte, die Volksrechte und die kantonalen
Hoheitsrechte diesem Handeln bisher gesetzt haben, wird abgebaut. Es sind immerhin
einige Gegengewichte vorgesehen: ein ausgebauter Katalog der Grundrechte, die
Ausdehnung der Volksinitiative auf die Gesetzgebung (freilich nur in der Form der
allgemeinen Anregung) sowie die Moglichkeit, dass drei Kantone eine Initiative oder ein
Referendum ergreifen. So weit verstarken die Neuerungen den «instrumentalen»,
«offenen» Charakter der Verfassung, bleiben also in bezug auf die Ziele der
Staatstatigkeit neutral. Der Entwurf ist aber zugleich einem «materialen», auf
Zielsetzungen ausgerichteten Verfassungsverstandnis verpflichtet. Dies kommt in einem
umfanglichen Katalog von gesellschaftspolitischen Staatsaufgaben zum Ausdruck. Die
Verbindung der beiden Komponenten mag den politisch ganz verschieden orientierten
Mitgliedern der Kommission Furgler die Verstandigung erleichtert haben; sie bot jedoch
auch eine doppelte Angriffsflache.

Erwdhnte Grundrechte sind u. a. Gleichberechtigung von Mann und Frau, ein
beschréanktes Demonstrationsrecht, Freiheit der wissenschaftlichen Lehre und
Forschung sowie der klnstlerischen Betétigung, rechtliches Gehor insbesondere fir
Inhaftierte und Internierte. Die Initiative, fur welche wieder 50'000 Unterschriften
genlgen, wird vom Parlament der Verfassungs- oder der Gesetzesstufe zugewiesen und
entsprechend behandelt (Einheitsinitiative).

Das Eigentum und die private wirtschaftliche Betatigung sind nur noch im Rahmen der
Gesetzgebung gewéhrleistet. Dadurch, dass der Bund auf allen Gebieten mindestens die
Kompetenz erhalt, Rahmengesetze zu erlassen, unterstehen Beschrankungen der
Individualrechte und der kantonalen Hoheitsbefugnisse weithin nicht mehr dem
obligatorischen Referendum und dem Standemehr. °

Auch die Ubrigen veroffentlichten Stellungnahmen wandten sich grossenteils dagegen,
dass der Expertenentwurf den Erlass bundesgesetzlicher Rahmenvorschriften in allen
Bereichen sowie die Beschrankung der wirtschaftlichen Handlungs- und
Verflgungsfreiheit zu erleichtern trachtet. Dies veranlasste die Sprecher des
Bundesrates und des EJPD dazu, die Pflécke etwas zurlickzustecken. Vor allem die
Gestaltung des Verhaltnisses zwischen Zentralstaat und Gliedstaaten soll Uberarbeitet
werden. Ein Abbruch des Unternehmens, wie er da und dort gefordert wurde, ist
jedoch nicht beabsichtigt. Bundesrat Furgler betonte, ein teilweiser Fortschritt sei ihm
lieber als gar nichts. Fur die Auswertung der Uber 800 Vernehmlassungen beansprucht
das EJPD Zeit bis Ende 1980. Darauf soll der Bundesrat Uber das weitere Vorgehen
entscheiden und eventuell eine eigene Fassung vorlegen. °
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Die Totalrevision der Bundesverfassung trat als 6ffentlicher Gesprachsgegenstand
zuriick. In den Richtlinien der Regierungspolitik kindigte der Bundesrat einen
Entscheid darltber an, wie die laufenden Bemuhungen weitergefiihrt werden sollten.
Bundesrat Furgler erklarte am Jahresende, der Grundton der Vernehmlassungen zum
Expertenentwurf sei positiv, und stellte auf Ende 1981 eine liberarbeitete Fassung in
Aussicht. Er notierte mit Genugtuung, dass der Expertenentwurf regelmassig vom
Bundesgericht und von parlamentarischen Kommissionen zitiert werde, und zog auch
eine paketweise EinfUhrung in Betracht. Auf kantonaler Ebene flhrte die Totalrevision
der aargauischen Verfassung in einem neuen Anlauf zum Erfolg; die Beibehaltung des
obligatorischen Gesetzesreferendums verhalf ihr in einer zweiten Volksabstimmung zur
Annahme.’

Obwohl der Bundesrat im Herbst erste Vorschlage flr eine solche Neuverteilung dem
Parlament zuleitete, schritten im EJPD auch die Arbeiten an der Totalrevision der
Bundesverfassung fort. Im Juni legte Bundesprasident Furgler der Offentlichkeit das
monumentale Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens vor, das 1978 iiber den
Expertenentwurf eréffnet worden war und zu 885 Stellungnahmen, davon 557 von
Privaten oder von Unternehmungen, geflihrt hatte. Der Chef des EJPD glaubte aus dem
erhaltenen Echo auf eine Uberwiegende Bereitschaft der Burger zur Revision, ja auf
einen Auftrag des Volkes zu ihrer Durchfihrung schliessen zu kdnnen. Formell
beauftragt war er vom Bundesrat einstweilen dazu, den Verfassungsentwurf unter
Berucksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen zu Uberarbeiten, zuvor aber fur
die umstrittensten Teile politisch tragfédhige Varianten zu unterbreiten. Er dusserte
jedoch die Hoffnung, dass die neue Verfassung im Jubildaumsjahr 1991 in Kraft stehen
werde. ®

Die Aufnahme des Vernehmlassungsergebnisses war freilich nicht einheitlich.
Wahrend die einen nach wie vor ein starkes Engagement fur eine grundlegende Revision
bekundeten, Uberwog bei anderen der Zweifel an ihrer Notwendigkeit oder doch an
ihrer politischen Realisierbarkeit. Eine Zwischenstellung nahmen insbesondere
freisinnige Kreise ein, die angesichts der langjahrigen Vorarbeiten die Sache nicht
einfach  aufgeben, aber maoglichst wenig Grundsétzliches am  bisherigen
Verfassungsrecht &andern mochten. Furgler denkt selber nicht an eine volle
Durchsetzung des Expertenentwurfs. Er ist zu Konzessionen in den Hauptstreitfragen
bereit: bei der Umschreibung der Eigentumsgarantie und der Wirtschaftsfreiheit, in der
Gestaltung des Verhéltnisses zwischen Bund und Kantonen sowie in der Regelung des
Initiativrechts der Blrger. Neue Bundeskompetenzen sollen weiterhin der
Sanktionierung durch Volk und Stande bedilrfen, und am Bundesmonopol fur die
Besteuerung der juristischen Personen wird nicht festgehalten. Anderseits legt der
Chef des EJPD nach wie vor Wert auf einen umfassenden Staatsbegriff, der alle Ebenen
einschliesst, auf Sozialrechte, auf die Gesetzesinitiative und auf eine
Verfassungsgerichtsbarkeit. Ein Mitglied der Expertenkommission betonte, dass eine
Verfassungsrevision sich in der direkten Demokratie nicht von herrschenden
Wertvorstellungen entfernen kénne, dass aber der Expertenentwurf einen Wandel
solcher Vorstellungen weniger einleiten als nachvollziehen wolle. ?

In der behordlichen Vernehmlassung stiess das Projekt auf grundsatzliche Zustimmung.
Allerdings forderten die Kantone, entgegen dem Bestreben Bundesrat Kollers, sich
zunachst auf die Revision der Volksrechte und der Justiz zu konzentrieren, die Frage
des Foderalismus mit in die derzeitige Revision aufzunehmen. Noch einen Schritt
weiter ging die Kommission des Nationalrats, welche in die laufende
Verfassungsédnderung auch die Parlamentsrevision eingebaut sehen mdchte.

Im Frihjahr sprachen sich die Staatspolitischen Kommissionen beider Rate einstimmig
gegen die Einsetzung eines Verfassungsrats zur Totalrevision der Bundesverfassung
aus. Damit obliegt diese Aufgabe dem Parlament selber. Am 26. Juni gab der Bundesrat
seinen Entwurf fir eine Revision der Bundesverfassung in die - nach dem Vorbild der in
mehreren Kantonen bestehenden Volksdiskussion - 6ffentliche Vernehmlassung. Er
bringt, neben der Fortschreibung des bestehenden Verfassungsrechts, Neuerungen bei
den Volksrechten und der Justiz. "
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Der Verfassungsentwurf [0ste bei der Bevolkerung ein unerwartet grosses und positives
Echo aus. Bis Ende Dezember wurden Uber 130'000 Verfassungsentwurfe verschickt,
rund 1100 Einzelpersonen &usserten sich schriftlich zu der Revision. Unter den
politischen Gruppierungen regte sich nicht unerwartet bei der Linken und den kleinen
Parteien Widerstand gegen die geplante Erschwerung der Volksrechte. Kritik kam auch
von Seiten der Konferenz der Kantonsregierungen, die den Foéderalismus als
Grundprinzip in allen Bereichen der Verfassungsrevision berlcksichtigt wissen
wollten. ™

Die Volksdiskussion zum Entwurf der neuen Bundesverfassung wurde Ende Februar
abgeschlossen. In einer ersten Bilanz, Ende Mai, zeigte sich Bundesrat Koller sehr
befriedigt von dem offentlichen Interesse (11'600 Anregungen waren eingereicht
worden) und der mehrheitlichen Annahme des Entwurfs. Als dessen umstrittenste
Bereiche hatten sich die Sozial- und Wirtschaftsordnung sowie die Revision der
Volksrechte herausgestellt. Wenig kritisiert wurde dagegen die Nachflhrung des
bestehenden Verfassungsrechts und die Justizreform. *®

Dies zeigte sich auch in den Reaktionen der Bundesratsparteien auf den
Verfassungsentwurf. Am scharfsten wandte sich die SP gegen die Erschwerung der
Volksrechte durch die Erhéhung der Unterschriftenzahlen flur Volksinitiativen und
fakultative Referenden. Sie verwies dagegen auf ihre Vorschlage fur ein konstruktives
Referendum, zu dessen Einflhrung sie im Herbst 1995 eine Volksinitiative lanciert
hatte, und die sogenannte Euro-Volksmotion, die den Stimmberechtigten mehr Einfluss
auf die Gestaltung der Aussenpolitik gewahren soll. ™

Die FDP sprach sich fur eine gestaffelte Erhohung der Unterschriften fiir
Volksinitiativen aus, je nachdem ob es sich um die Totalrevision der Verfassung,
ausformulierte Initiativen oder allgemeine Anregungen handelt. Das vorgesehene
Finanz- und das von der SP vorgeschlagene konstruktive Referendum lehnte sie ab.
Grundsatzlich sprach sie sich dafur aus, die weniger bestrittenen Teile der
Verfassungsrevision von der Gesamtvorlage abzukoppeln und prioritér zu behandeln. ™

Die CVP begriisste die geplanten Anderungen im Bereich der Volksrechte, sprach sich
bei den Volksinitiativen jedoch fir die Beibehaltung einer Limite von 100'000
Unterschriften aus. Die neu definierten Sozialziele sollten durch die Verankerung des
Subsidiaritatsprinzips, das die Eigenverantwortung betont, erganzt, der Bistumsartikel,
die Garantie des Streikrechts und des Redaktionsgeheimnisses gestrichen werden. "

Die SVP setzte sich insbesondere fur die Streichung der vorgeschlagenen Sozialziele,
des Rechts auf Existenzsicherung und des Streikrechts ein. Hinsichtlich der Volksrechte
erklarte sich die Partei fur die Beibehaltung der gegenwirtigen Unterschriftenzahlen. ”

Vorwiegend ablehnend &usserten sich dagegen die Wirtschaftsverbinde. Gutes
vermochten Vorort und Arbeitgeberverband gerade noch der Reform von Justiz und
Volksrechten abgewinnen, wahrend der Gewerbeverband auch letztere verwarf.
Hingegen bezeichnete der Vorort die Verankerung von Sozialzielen in der Verfassung als
eigentliche Kriegserklarung, welche den Anlass liefere, die gesamte Reform zu
bekéampfen. Ebensowenig sei das Recht auf Existenzsicherung und das Streikrecht in
der Verfassung festzuschreiben. Der Begriff der Wirtschaftsfreiheit solle nicht durch
denjenigen des freien Wettbewerbs ersetzt werden. ™
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Nurmehr wenig Widerstand kam dieses Jahr von den Kantonen. Zwar verlangten sie
einen Ausbau des Fdderalismus und eine starkere Stellung in der Aussenpolitik. Doch
stellten sich ihre Vertreter an der Konferenz der Kantonsregierungen, mit einer
Ausnahme, deutlich hinter das Reformwerk.

Nationale Identitat

Mitte Juni gab der Bundesrat sein Projekt fir die Schaffung der im Vorjahr
angekindigten Solidaritatsstiftung in die Vernehmlassung. Zum Stiftungszweck hielt er
an den 1997 von ihm und der Konzeptgruppe ausgearbeiteten allgemeinen Grundsatzen
fest. Im vorgelegten Gesetzesentwurf verzichtete er auf die detaillierte Angabe der
einzelnen zu unterstitzenden Projekte, da diese Konkretisierung eine Aufgabe des
Stiftungsrats sein werde. Er betonte aber nochmals, dass dies kein Fonds zur Zahlung
von Beitragen an Holocaustopfer sein werde, da von diesem nur Projekte, nicht aber
Einzelpersonen profitieren kénnten. Die Finanzierung soll Uber die Bewirtschaftung
eines Teils (500 der rund 1300 Tonnen) der fir die Wahrungspolitik nicht mehr
benotigten Goldreserven der Nationalbank geschehen. Dies wilrde beim aktuellen
Goldpreis einem Stiftungskapital von rund 7 Mia Fr. entsprechen. Die SVP lehnte diese
Plane kategorisch ab und verlangte, das Geld zugunsten der AHV zu verwenden; diese
Position wurde auch vom Schweizerischen Gewerbeverband geteilt. Gegen die Stiftung
sprachen sich auch die Schweizer Demokraten, die Freiheitspartei und die EDU aus. Die
FDP, die CVP und die LP stellten sich grundséatzlich hinter die Solidaritatsstiftung,
verlangten aber wie auch der Gewerkschaftsbund und der Vorort eine Konkretisierung
der Aufgaben im Gesetz. FDP und CVP vertraten die Ansicht, dass sich die Stiftung auf
die Unterstutzung von Projekten fur Kinder und Jugendliche konzentrieren solle. Die SP,
die Grinen und die Hilfswerke, welche die Stiftung ebenfalls guthiessen, begrissten
hingegen die Offenheit bei der Formulierung der méglichen Aufgaben. 2

In einer im Januar 2015 verdffentlichten Untersuchung trug die liberale Denkfabrik
"Avenir Suisse" die Probleme des Milizsystems zusammen und machte Vorschlage zur
Uberwindung der Krise, in welcher die Idee des ehrenamtlichen politischen
Engagements als bedeutendes Element des politischen Systems der Schweiz stecke. Die
Idee, dass politische Amter nebenberuflich ausgelibt werden, verkomme zu einer
Fiktion. Vielmehr nehme die Anzahl Berufspolitiker und Berufspolitikerinnen nicht nur
im nationalen Parlament laufend zu. War friher ein politisches Amt wichtiges
Sprungbrett fur eine wirtschaftliche Karriere, werde es heute eher als Zeitvergeudung
betrachtet. Eine Mehrheit der Gemeinden bekundete schliesslich grosse Muhe, ihre
politischen Amter zu besetzen. Als mégliche Lésung dieser Probleme schlug Avenir
Suisse einen obligatorischen Birgerdienst vor: Alle Blrgerinnen und Blrger zwischen
20 und 70 Jahren mussten 200 Diensttage zu Gunsten der Allgemeinheit leisten. Dazu
zahlten militérische Dienstleistungen, Einsatze in der Feuerwehr und im Sozialwesen,
aber eben auch die nebenamtliche politische Betatigung. Mit dem Pflichtdienst
kénnten die Vorteile des Milizsystems erhalten werden - insbesondere die
Verhinderung einer Zweiteilung in abgehobene politische Elite und passive
Bevolkerung, von Avenir Suisse als "Zuschauerdemokratie" bezeichnet. Die Milizidee sei
nach wie vor positiv besetzt, aber individuelles Engagement lasse sich ohne Zwang nicht
mehr fordern.

Andere Schlisse zog eine Untersuchung der Gemeindeexekutiven im Kanton Aargau
durch das Zentrum fur Demokratie in Aarau. Zwar zeigten sich auch im Kanton Aargau
Schwierigkeiten hinsichtlich der Rekrutierung von Exekutivmitgliedern, allerdings treffe
dies flur grossere Gemeinden in geringerem Umfang zu. Im Gegenteil zu Avenir Suisse
empfiehlt die Aarauer Studie, die Idee der unbezahlten Ehrenamtlichkeit aufzugeben,
die Exekutivamter stérker zu professionalisieren und sie auf strategische Aufgaben zu
konzentrieren. Operative Aufgaben sollten hingegen einem Geschéftsfihrer Uberlassen
werden. Unbezahlte Fronarbeit, die zudem auf Kosten einer beruflichen Karriere gehe,
befriedige niemanden. Im Gegenteil fihre das Festhalten am unbezahlten Milizprinzip
eher zu Misstrauen gegenuber Milizpolitikerinnen und Milizpolitikern, wenn diese mehr
Entlohnung forderten oder wenn sich nur noch zu einem Amt Uberredete Rentner zur
Verflgung stellten. Empfohlen wird von den Aarauer Forschenden auch, dass Milizamter
in Kombination mit Weiterbildungsmoglichkeiten stérker als berufliche Qualifikation
und personliche Entwicklung genutzt werden kénnen. Unabdingbar - so weitere
kritische Stimmen zum Beitrag von Avenir Suisse - sei auch ein Ende der
Verunglimpfung von Politikerinnen und Politikern als "classe politique".

Mitte Juni trugen auch der Arbeitgeberverband und Economiesuisse mit einem Appell
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zugunsten des Milizprinzips zur Diskussion bei. Der Rickzug der Wirtschaft aus der
Politik sei keine gute Entwicklung - so der Prasident von Economiesuisse, Heinz Karrer.
Das Bewusstsein fur die Bedeutung des Milizprinzips als mogliche Bricke zwischen
Politik und Wirtschaft musse wieder gescharft werden. Der Appell wurde von rund 200
Unternehmen unterstitzt, die ihre Kader und Mitarbeitenden ermuntern wollen, sich
vermehrt politisch zu engagieren. Flexible Arbeitszeitmodelle, zusatzliche Ferientage
oder administrativer Support seien Hilfsmittel, die dazu eingesetzt werden kénnten.

Ein Postulat von Jean-Pierre Grin (svp, VD), das die Moglichkeit von steuerlichen
Erleichterungen fur Arbeit im 6ffentlichen Dienst prufen will - Grin hebt explizit die
Arbeit in kommunalen Exekutiven hervor -, wurde im Nationalrat noch nicht diskutiert.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. *'

Gleich mehrere Medien berichteten in diesem Jahr Uber die politischen Graben der
Schweiz. So widmete die NZZ dem Stadt-Land-Graben eine eigene Serie, aber auch von
einer «Wiedergeburt des Rostigrabens» war die Rede: Weil angeblich nur ein Drittel
der Deutschschweizer jéhrlich in die Romandie reisen, wird in einem Kommentar in der
Aargauer Zeitung, wenn auch nicht ganz ohne Ironie, mit der Uberlegung gespielt, ob
die deutschschweizerische Bevolkerung die Kiste Thailands besser kenne als die Riviera
des Lac Léman. Mit zunehmender zeitlicher Distanz zur EWR-Abstimmung, so die
Aargauer Zeitung weiter, schien sich der Rostigraben zwar zu verkleinern, vergangene
Abstimmungen wie die Initiative gegen Masseneinwanderung hatten jedoch gezeigt,
dass die Deutschschweizer und die Romands etwa in Migrationsfragen weiterhin
unterschiedlicher Ansicht seien.

Einen allgemeineren Blick auf die unterschiedlichen politischen Einstellungen der
Einwohnerinnen und Einwohner der Deutschschweiz und der Romandie warf die NZZ.
Dass die Linke in der Romandie insgesamt stéarker sei, habe damit zu tun, dass dort der
Anti-Kommunismus wahrend dem Kalten Krieg weniger stark ausgepragt gewesen sei,
erklérte sie. Auch seien in der Deutschschweiz der Nationalmythos um Wilhelm Tell und
die Legende der Eidgenossenschaft wegen ihres direkten Bezugs zur Region populérer
und kénnten von Parteien wie der SVP eher als Politikum aufgegriffen werden.

Auch der Stadt-Land-Graben wurde in den Medien thematisiert. Die NZZ erachtete es
als nicht verwunderlich, dass die Deutschschweizer Stadte fast durchgehend rot-grine
Regierungen aufwiesen, wahrend die SVP in den Kantonsparlamenten besonders stark
vertreten sei. Denn die SVP, so die NZZ weiter, politisiere am urbanen Lifestyle vorbei,
wahrend die SP mit ihrem Programm zu wenig Ricksicht auf die landliche Bevdlkerung
nehme. Auch fehlten heute vermehrt die Brickenbauer zwischen den Regionen. Ein
Grund fur das Erstarken der rot-grinen Politik in den Stadten sei beispielsweise die
Bewaltigung der dortigen Verkehrs-, Drogen- und Wohnungsprobleme respektive das
diesbezugliche Scheitern der burgerlichen Parteien in den 1990er-Jahren. Hinzu kamen
laut Daniel Kabler, Professor fur Demokratieforschung, heute ausgepragt stadtisch-
linke Themen wie die externe Kinderbetreuung in Kindertagesstatten, welche wie auch
der Umweltschutz oder die Sozialpolitik auf dem Land eher weniger stark gewichtet
wlrden. Ebenfalls ein heisses Thema im Spannungsfeld zwischen Stadt und Land war in
den Medien die Zuwanderung: In Stadten, hielt die NZZ fest, sei man demnach dem
«Fremden>» gegenlber weniger misstrauisch eingestellt als auf dem Land, da in urbanen
Regionen durch engeren Kontakt mit Migranten Vorurteile oder Angste eher abgebaut
werden kénnen.

Betrachte man die Stadt-Land-Graben schweizweit im Vergleich zwischen den
Sprachregionen, seien gemass NZZ zwischen stadtischen und landlichen Gebieten in
der Romandie weniger frappante Unterschiede auszumachen als in der
Deutschschweiz. Zurlckzufuhren sei dies beispielsweise auf den industriellen
Charakter des Jurabogens, wo die landliche Infrastruktur bereits frih stadtisch gepragt
worden sei und Gewerkschaften mehr Einfluss erlangten als in der Deutschschweiz.
Kleiner als in der Romandie und dem Tessin, fluhrte der Professor fur
Politikwissenschaft Markus Freitag in der NZZ aus, sei hingegen die Stadt-Land-Kluft in
der Deutschschweiz in Bezug auf das Vertrauen in foderale Institutionen. Dieses sei
allgemein im deutschsprachigen Raum durchgehend héher als in der lateinischen
Schweiz, wo man wie etwa im Tessin dem Bundesrat eher misstraue oder ihm eher mit
Unbehagen begegne.

Sorge bereiteten die verschiedenen Graben etwa dem SP-Prasidenten Christian Levrat
(sp, FR), welcher in einem Interview in der NZZ zu Protokoll gab, dass die Spaltungen
keine positive Entwicklung seien, da sich die geografischen Unterschiede auch politisch
ausserten und schlecht fur den Zusammenhalt des Landes seien. Auch im Tagesanzeiger
war man der Meinung, flur die Schweiz werde es ungemdutlich, wenn dieser Trend
anhalte. Etwas weniger dramatisch sah die Situation derweil Markus Freitag in der NZZ:
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Zumindest auf den Stadt-Land-Graben bezogen fielen namlich die Unterschiede
weniger frappant aus, wenn die Agglomeration, wo vorwiegend bdurgerlich-liberale
Politik gemacht werde, als separate Region bertcksichtigt werde. Zwar bleibe die Stadt
rot-griin und das Land konservativ, Wertekonflikte schwachten sich aber eher ab, da
die politischen Meinungsgrenzen durch diese zuséatzliche Abstufung fliessender
verliefen. Wie bereits 2012 vom BFS festgehalten worden war, lebten namlich
unterdessen fast drei Viertel der Bevolkerung in einem Agglomerationsgebiet. %

Im September 2019 erschien im Magazin «Bon pour la téte» ein Artikel des Waadtlander
Journalisten Jacques Pilet mit dem Titel «<Romands, vous n'existez plus!>». Anlass dazu
waren unter anderem ein Interview im «Blick» mit dem Headhunter Werner Raschle zu
Beginn des Monats und eine etwas unsensible Aussage des neuen Armeechefs Thomas
Sussli an seiner ersten Pressekonferenz. Sussli hatte gegentber den Medien verkindet,
dass er aufgrund mangelnder Franzdsischkenntnisse Fragen nur auf Deutsch
beantworten werde. Derweil antwortete Raschle, vom «Blick» gefragt, welche
Quialifikationen der neue SBB-Chef - von einer Frau war nicht die Rede - mit sich
bringen musse, dass Deutsch- und Englischkenntnisse ein Muss seien, denn der neue
CEO musse das Parlament Uberzeugen und mit der Bevdlkerung kommunizieren
kénnen. Die  Landessprache  Franzdsisch und damit die zweitgrosste
Bevolkerungsgruppe der Schweiz blieben bei der Vergabe wichtiger und reprasentativer
Amter also gleich zwei Mal aussen vor.

«Enfin quelgu’un qui ose le dire ouvertement alors que tant d’Alémaniques le pensent
discrétement», meinte Pilet in seinem Artikel, welcher spater in Ubersetzter Form als
Gastkommentar zum Interview mit Raschle ebenfalls im «Blick» erschien. Die
franzdsische Sprache, so Pilet, sei in der Schweiz unnétig geworden. Diese «Verachtung
der mehrsprachigen Schweiz» empdre aber die Romands, denn die Westschweizer
Bevolkerung werde auf diese Weise exkludiert. Naturlich gebe es ebenso Frankophone
mit schlechten Deutschkenntnissen, auch habe Sussli versprochen, sein sprachliches
Manko zu beheben, doch wdirden sich Romands durch Sprachdifferenzen - im
Gegensatz zu den Deutschschweizerinnen und Deutschschweizern - ungleich weniger
amtliche Karrieremoglichkeiten bieten. Diese einsprachige Schweiz, resimierte Pilet,
sei aber nicht seine Schweiz, denn sie verrate «die schonsten Traditionen» des Landes
und werde verarmen.

Pilets Artikel 16ste in der Folge einige Reaktionen aus. So schrieb Peter Rothenbuhler in
der Aargauer Zeitung in einem Kommentar dazu, dass die Westschweiz eigentlich
boome, sowohl wirtschaftlich als auch kulturell. Dies lasse sich nicht nur an der
Museumslandschaft oder «architektonischeln] Wirfen von Weltrang» festmachen, auch
die westschweizer Universitaten und die insgesamt drei neuen Schweizer
Nobelpreistrager, welche allesamt aus der Romandie stammen, bestétigten dies - doch
gehe dies der Deutschschweiz «offenbar am verlangerten Ricken» vorbei. Im
Sténderat, so zitierte Rothenbihler die Parlamentarierin Geraldine Savary (sp, VD),
kénne man zwar durchaus Franzésisch sprechen ohne missverstanden zu werden. Doch
das Problem der Sprachbarriere bestehe sogar im Bundeshaus: Im Nationalrat, so
Savary, wirden Romands oft auf Deutsch wechseln, denn bei franzésischen Reden
werde unter den Deutschschweizern oft getuschelt, da nicht alle des Franzdsischen
méachtig seien. Wie Rothenbuhler ausserdem festhielt, habe man die sprachliche
Diskrepanz auch im Westschweizer Fernsehen diskutiert und sei zum Schluss
gekommen, dass Handlungsbedarf bestehe, weil die Schweiz sonst «sprachlich und
kulturell» auseinanderdriften kdnnte.

Eine &hnliche Ansicht vertrat auch der Verein «Helvetia Latina», welcher sich fur die
Forderung der Mehrsprachigkeit in den Bundesémtern und im Parlament einsetzt. Am
zweitletzten Sitzungstag der Herbstsession wurde der vom Verein organisierte «journée
du plurilinguisme» abgehalten, wie die Westschweizer Zeitung «Le Temps» mit Bezug
auf Pilets Artikel berichtete. An diesem Tag, so die Idee, werden die Rollen getauscht:
Deutsch wird zu einer «langue minoritaire», die lateinischen Sprachen zur «langues
majoritaires». Wie «Le Temps» festhielt, hatten Uberprifungen des Vereins namlich
gezeigt, dass die in der Bundesverwaltung geltenden Quoten bezlglich der
Sprachenreprasentation - Deutsch mdisste von 70 Prozent, Franzdsisch von 21-23
Prozent, Italienisch von 6-8.5 Prozent und Ratoromanisch von 1 Prozent der
Angestellten gesprochen werden - nicht immer eingehalten werden.

Die Bedeutung von funktionierender Kommunikation hatte derweil bereits ein im Juni
erschienener Artikel im Tages-Anzeiger nahegelegt: Anlasslich des 90. Geburtstags des
Philosophen Jirgen Habermas ging man dort der Frage nach, «was uns eigentlich
zusammenhalt». Im Werke Habermas', so eine der Kernaussagen des Artikels, werde
ersichtlich, dass Kommunikation eines der Leitmotive einer funktionierenden
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Demokratie sei. %

Zu Jahresbeginn hat der SGV das Jahr 2019 zum «Jahr der Milizarbeit>» erklart, da
beinahe jede zweite Gemeinde «Muhe hat, Kandidaten fir die Exekutivwahlen» zu
finden, wie der Blick berichtete. Ziel der Erklarung war in erster Linie, eine breite
Debatte anzustossen, wie SGV-Prasident Hannes Germann (svp, SH) festhielt. In
unterschiedlichen Beitragen der Presse und auch der Forschung wurde in der Folge
Uber das Schweizer Milizsystem debattiert. Alt-Bundesrat Kaspar Villiger verdeutlichte
den Ernst der Lage in der NZZ, als er in einem Gastkommentar Uber die Milizarbeit den
Philologen Karl Schmid zitierte: Fir die Schweiz sei die «Apolitie der das kulturelle und
wirtschaftliche Leben bestimmenden Schichten» eine «tédliche Gefahr». So sorgte die
Frage nach der Zukunft der Milizarbeit nicht nur auf Gemeindeebene, sondern auch auf
nationaler Ebene fir Gesprachsstoff, wo eine zunehmende Professionalisierung des
Politikbetriebs dem Milizsystem zu schaden drohe.

Der SGV selbst hatte deshalb eine Reihe von Massnahmen geprift, um auch jungen
Personen ein «politisches Amt auf lokaler Ebene» schmackhaft zu machen. Diskutiert
wurde Uber die Einflhrung eines Erwerbsersatzes fir Gemeinderatinnen und
Gemeinderéte, eine Anrechnung der geleisteten Arbeit als Wehrpflicht oder Zivildienst
sowie Uber die Moglichkeit, den Gemeinderatslohn von den Steuern abzuziehen - was
bisher nur in vereinzelten Kantonen méglich war. Seinem Anliegen Nachdruck verlieh
der Verband an der 1. August-Feier auf der Rutliwiese: Der SGV und der Schweizerische
Feuerwehrverband gestalteten 2019 die Feier mit, welche unter dem Motto «Milizarbeit
als Engagement flr die Gesellschaft» abgehalten wurde. Germann betonte dort, dass
die Milizarbeit zur DNA der Schweiz gehdére und prasentierte auch hier
Losungsvorschlage, wie vermehrt Jugendliche fur ein Engagement in der Politik
motiviert werden kénnten: Als «Miliz-Influencer», so berichtete die Luzerner Zeitung,
sollen «junge, ehrenamtlich tatige Menschen [...] ihre Altersgenossen fir freiwillige
Amter mobilisierens.

Besorgt Uber den Zustand der Milizarbeit zeigte sich auch der Politologe Markus Freitag
von der Universitat Bern: Gegentber dem Sonntagsblick bezeichnete er im Juni den
registrierten Ruckgang an Interessenten fur Milizamter als «alarmierend», in derselben
Ausgabe der Zeitung warnte der Redaktor Danny Schlumpf gar vor einem
Zusammenbruch des Milizsystems.

2019 erschienen zudem die Studie «Milizarbeit in der Schweiz» von Markus Freitag,
Pirmin Bundi und Martina Flick Witzig von der Universitdt Bern, welche die
Herausforderungen und Chancen des Schweizer Milizsystems untersuchte. Befragt
wurden 1800 Miliztatige aus 75 Schweizer Gemeinden mit 2'000 bis 30'000
Einwohnerinnen und Einwohnern. Schweizweit seien ungefahr 100'000 Schweizerinnen
und Schweizer in einem Milizamt tatig, schatzte die Autorenschaft. Etwa 70'000 davon
seien in lokalen Kommissionen aktiv, 17'000 in Gemeindeparlamenten und 15'000 in der
Exekutive. In den Gemeindeexekutiven gemass der Studie am besten vertreten war klar
die FDP (25%), gefolgt von der CVP (16%) und der SVP (15%). Die SP kam auf einen Anteil
von 13 Prozent, war aber in der Legislative die zweitstarkste Kraft. Der durchschnittliche
Miliztatige sei mannlich - der Frauenanteil betrug in der Studie ungeféhr einen Drittel -,
zwischen 40 und 64 Jahre alt, verflige Uber einen hohen sozialen Status sowie Uber
einen tertidren Bildungsabschluss und sei in der Gemeinde gut vernetzt. Die grosste
Sorge der Miliztatigen hingegen sei es, stellten die Forschenden fest, nicht gentgend
Zeit fiir die Ausiibung ihrer Amter zu finden, zudem erachteten sie die Zusammenarbeit
mit den Behdrden als «schwierig». Mit der finanziellen Entschadigung war etwa die
Halfte der Befragten zufrieden, ebenso viele wiinschten sich als Kompensation fir ihren
Einsatz einen steuerlichen Abzug oder eine Anerkennung der Tatigkeit als berufliche
Weiterbildung. 94 Prozent gaben als hochste Motivation schliesslich nicht finanzielle
Grunde an, sondern den Willen, etwas fir das Gemeinwohl zu tun.

Freitag leitete aus der Studie zwei nachhaltige Massnahmen zur Verbesserung des
Milizsystems her, die er auch in einem Interview mit der Aargauer Zeitung wiedergab:
Einerseits wlnschten sich viele Miliztatige eine hdhere Wertschatzung ihrer Arbeit;
dabei genlige es schon, wenn sich diese in Form von kleineren Feierlichkeiten
bemerkbar mache. Andererseits sei, wie bereits von SGV-Prasident Germann angetoént,
die bessere Einbindung der jungeren Generation entscheidend: Dem mangelnden
Interesse der Jungen an der Milizarbeit kénne mit der Fdérderung der politischen
Bildung und Aufklarungsarbeit an Schulen entgegengewirkt werden. Verschiedene
Universitaten etwa - beispielsweise seit 2019 die Universitat Basel - belohnten
«soziales Engagement» bereits mit sogenannten «Social Credits»; Kreditpunkten,
welche flir einen Abschluss angerechnet werden kdnnen, wenn auch nur zu einem
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geringen Anteil.

Insgesamt gebe es aber nach wie vor viele Schweizerinnen und Schweizer, darunter
auch viele Junge, die etwas fur die Gesellschaft taten, betonte Freitag gegenliber den
Medien. So habe zum Beispiel das Eidgendssische Turnfest in Aarau nur dank 4'000
Freiwilligen durchgefihrt werden k&nnen. Gemeinden wie Hospental (UR) suchten
hingegen derweil vergebens nach geeigneten Kandidatinnen oder Kandidaten fur den
Gemeinderat. Gegenuber dem Sonntagsblick betonte Freitag, dies liege daran, dass
man sich heute eher vor langjahrigen Verpflichtungen scheue, hingegen Flexibilitat und
Ungebundenheit bevorzuge. Diese Einschatzung war bereits von einer 2018
durchgefiinrten Studie des Gottlieb Duttweiler Instituts (GDI) Gber Freiwilligenarbeit
gestutzt worden: Nicht unbedingt die Bereitschaft zu Freiwilligenarbeit habe
abgenommen, sondern die Art und Weise, wie und wo Freiwilligenarbeit geleistet
werde, habe sich verandert, sodass diese nicht mehr unbedingt der Milizarbeit im
klassischen Sinne entspreche.

Der vielbeschworene Rostigraben machte sich auch im Umgang mit der Corona-
Pandemie bemerkbar, zumal er sich auch in den Infektionszahlen der betroffenen
Kantone niederschlug. In der Folge sprachen die Zeitungen im April 2020 von einem
Coronagraben.

Wahrend die Politik in der Deutschschweiz auf eine rasche Lockerung der im Méarz vom
Bundesrat verordneten Massnahmen zur Einschrankung des Virus pochte, beflrchtete
man in der Westschweiz und im Tessin, dass die Lockerungen zu schnell kdmen. «Le
Temps» schrieb, in der Deutschschweiz, wo sich die Lage schneller beruhigt habe,
sorge man sich vermehrt um die Wirtschaft, derweil hohe Infektionszahlen im Tessin
und der Romandie noch immer Sorge bereiteten. Wie die Aargauer Zeitung anhand von
Zahlen des BAG darlegte, war diese Diskrepanz darauf zurlckzuflhren, dass die
Romandie und insbesondere das Tessin bereits von Beginn weg ausgepragter von der
Pandemie getroffen worden waren. Ende April verzeichnete beispielsweise der Kanton
Genf 5024, das Tessin 3144 und die Waadt 5309 Féalle. Auch in den Kantonen Zlrich und
Bern waren die Zahlen mit 3305 und 1717 Féllen zwar hoch, in Luzern mit 646, in Uri
oder Schaffhausen mit lediglich 75 respektive 73 Féllen hingegen deutlich tiefer. Etwas
starker betroffen waren wiederum die Grenzkantone Graublnden (780), Wallis (1793)
sowie Basel-Stadt (1094).

Begrindet wurden die hoheren Zahlen in der lateinischen Schweiz mit der
geographischen Nahe zu ltalien respektive Frankreich, wo sich das Virus friher und
starker ausgebreitet hatte. So schlage sich das Reiseverhalten in den Zahlen nieder: Die
Romands wurden eher nach Frankreich fahren, die Tessinerinnen und Tessiner nach
Italien, die Deutschschweizer und -schweizerinnen hingegen nach Deutschland oder
Osterreich, wo die Zahlen eben tiefer waren, analysierte die Presse. Umgekehrt reisten
Grenzgangerinnen und Grenzganger aus den Nachbarlandern in die entsprechenden
Kantone ein. Einen weiteren Grund meinte der Publizist Peter Rothenbuhler auch in
abweichenden Verhaltensweisen zu erkennen: Die Romands wurden das «Recht auf ein
lustvolles Leben» beanspruchen, seien nédher am Leben und kontaktfreudiger als die
Deutschschweizer, deren Lebensstil auf etwas mehr Distanz beruhe, wie er in der
Aargauer Zeitung in einem Interview betonte.

Bereits vor dem Lockdown von der restlichen Schweiz unverstanden flhlte sich das
wegen seiner Nahe zu ltalien anfanglich stérker betroffene Tessin, das frih hartere
Massnahmen zur Einddammung des Virus gefordert hatte. Zwar akzeptierte der
Bundesrat mit den landesweit verhangten Massnahmen im Méarz auch die Forderungen
des Tessiner Kantonsrats nach einer Grenzschliessung zu ltalien, zudem folgte spater
eine Maskenpflicht im offentlichen Verkehr; jedoch hatte sich das Tessin gemass
Medien mehr Verstandnis von Bundesbern gewlnscht. So habe man den Tessinern in
Bern aufgrund ihrer Forderungen noch im Marz «ins Gesicht gelacht», kritisierte der
Tessiner Gesundheitsdirektor Raffaele de Rosa (Tl, cvp) laut Aargauer Zeitung.
Schliesslich sei auch der Besuch von Bundesrat Berset und dem damaligen Leiter der
Abteilung fur Gbertragbare Krankheiten beim BAG, Daniel Koch, Mitte Marz gemass alt-
Regierungsrat Paolo Beltraminelli (TI, cvp) viel zu spat erfolgt. %
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Landes- und Weltausstellungen

Nach wie vor befanden sich Projekte zur ndchsten Landesausstellung «Expo 2027> in
Bearbeitung. Neu hinzugekommen war mit dem Verein «Nexpo» ein drittes Projekt.

Der Verein «Svizra27» hatte anfanglich lediglich eine Ausstellung im Kanton Aargau
geplant, unterdessen geniesse das Komitee aber grossen Rickhalt aus der Wirtschaft
mehrerer Kantone: Es gebe bereits verbindliche «ideelle wie auch [..] materielle
Unterstltzung», sagte Vereinsprasident Kurt Schmid gegenliber der Neuen Luzerner
Zeitung (NLZ) im Dezember 2017. Schmid wie auch Vizepréasident Thierry Burkhart (fdp,
AG) hatten aber zuvor gegentliber der Aargauer Zeitung versichert: «Wir wollen keinen
Gigantismus und keinesfalls aus dem Ruder laufende Kosten». Am Konzept «Mensch-
Arbeit-Zusammenhalt>» halte man fest, denn die Arbeit gehdre zum téaglichen Leben und
die Schweiz sei ein dynamischer Wirtschaftsraum. Erst in einer nachsten Planungsphase
wirde man konkrete Umsetzungsideen besprechen und weitere Standorte bestimmen,
denn noch misse man sich abschliessend mit den Kantonsregierungen Aargau, Basel-
Landschaft, Basel-Stadt, Jura und Solothurn und dem Bund absprechen.

Das zweite Projekt «X-27» stellte mit dem Untertitel «Rendez-vous der Schweiz» die
zwischenmenschlichen Beziehungen in Zeiten der digitalisierten Kommunikation ins
Zentrum. Dabei soll die Bevolkerung bereits in der Planungsphase direkt miteinbezogen
werden, so wie dies nun auch bei der Finanzierung der Fall war: Uber 800 Firmen und
Einzelpersonen unterstitzten ein Crowdfunding auf der Plattform «wemakeit», damit
eine Machbarkeitsstudie sowie Konturen flr die zuklnftige Planung erstellt werden
kénnen.

Der Standort Flugplatz Dibendorf (ZH), so der «X-27»-Président Peter Sauter in der
NLZ, erhalte eine zusatzliche Legitimation: Da in Dubendorf dereinst ein
Innovationspark entstehen solle, plane man, gemeinsam an einer Infrastruktur zu
arbeiten, die dann nach der Ausstellung wiederverwendet werden kénne.

Mit der «Nexpo», dem neuen und dritten Projekt, will man eine Landesausstellung in
den 10 grossten Stadten realisieren. Die Zurcher Stadtprasidentin Corine Mauch leitete
den Projektausschuss und teilte gegentber der NLZ mit, dass sich der Ansatz von den
frlheren Ausstellungen sowie den anderen Ausstellungsprojekten grundlegend
unterscheide: Eine von den Stadten getragene Expo umfasse das erste Mal die ganze
Schweiz und dricke die Vielfalt des Landes aus. Bis jetzt sei nicht nur in Zurich,
sondern auch in den anderen Stadten «eine grosse Begeisterung» splrbar flr die von
den Stadten getragene Expo, so Mauch. Im Marz 2018 hatte das St. Galler-Tagblatt
berichtet, dass die zehn gréssten Stadte - also St. Gallen, Zlrich, Basel, Biel, Genf,
Lausanne, Lugano, Luzern und Winterthur - einen Verein gegrindet hatten, um das
Projekt gemeinsam voranzutreiben. Das Ziel sei es, nach Partnern zu suchen und bis
2022 zu eruieren, ob die «Nexpo» wirklich die nachste Landesausstellung werden
kénne. Zentrales Thema der Expo soll das Zusammenleben in der Schweiz des 21.
Jahrhunderts werden. Indem, wie auch bei der «X-27», die Bevdlkerung verstarkt in die
Planung miteinbezogen werde, wolle man den Zusammenhalt in der Bevdlkerung
starken sowie Stadt, Agglomeration und Land naher zusammenrucken. Damit werde
auch dem Umstand entgegengewirkt, dass der Stadt-Land-Graben immer grosser
werde, wie der Luzerner Stadtprasident Beat Zusli verlautbarte.

Noch habe der Bund zur Finanzierung der drei Projekte kein griines Licht gegeben.
Zuletzt erklarte der Bundesrat seine Bereitschaft zur Finanzierung einer
Landesausstellung beim mittlerweile aufgegebenen Expo-Projekt «Bodensee-
Ostschweiz». Dort sprach er sich fur eine Finanzierung von 50 Prozent der
Gesamtkosten «und héchstens einer Milliarde Franken>» aus. Gegenlber dem Vorstand
der «Svizra27» habe der Bundesrat aber verlauten lassen, eine Finanzierung klnftiger
Projekte sei noch zu beurteilen. Moglich sei, wie die Aargauer Zeitung im Juni 2018
argumentierte, dass mit dem Nein zur Olympiade in Sion 2026 fur eine Expo 2027
womdglich Gelder frei wirden. %

Mit den Projekten «Nexpo» und «Svizra 2027» schritten zwei von drei Bewerbungen um
die Landesausstellung 2027 im Jahr 2019 entschieden voran; in den Medien nicht
berichtet wurde hingegen tber die Entwicklungen des dritten Projekts «X-27>».

Im November 2019 diskutierte das St. Galler Stadtparlament Uber die Bewilligung eines
Kredits in der Hoéhe von CHF 120'000 zur Mitfinanzierung der dritten Phase der
dezentralisierten Landesausstellung «Nexpo>. Fir die finanzielle Unterstitzung der
ersten und zweiten Phase, in denen eine Projektskizze erarbeitet wurde, hatte der
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Stadtrat bereits CHF 60'000 gesprochen, Uber den Kredit flr die Unterstutzung der
dritten Phase musste nun jedoch das Parlament entscheiden, da die Summe der beiden
Betrage CHF 150'000 Ubersteigt. Die dritte Planungsphase, die Fundierung des Projekts,
soll Anfang 2020 bis Ende 2022 durchgeflhrt werden. Der Verein «Nexpo» geht davon
aus, dass sich die Gesamtkosten der Landesausstellung auf rund CHF 620 Mio. belaufen
werden, was rund eine Milliarde weniger sei, als die Expo 2002 gekostet habe. Dies liege
vor allem daran, dass fur die «Expo der Stadte» keine neuen Bauten errichtet werden
mussten, wie der Stadtrat in seinen Ausfihrungen zur Vorlage festhielt. Das Konzept
baue auf bestehende Infrastrukturen auf und die Stadte sollen sich die Kosten
entsprechend ihrer Einwohnerzahl aufteilen. Der finanzielle Aufwand der Stadt St.
Gallen werde damit auf insgesamt CHF 2.2 Mio. geschatzt. Am 19. November bewilligte
das St. Galler Stadtparlament den Betrag fur die dritte Phase einer alternativen
Landesausstellung einstimmig. Die Stadt musse von Beginn weg beim Projekt dabei sein,
denn sonst «hdre die Schweiz in Winterthur» - ebenfalls eine Expo-Stadt - auf und St.
Gallen drohe den Anschluss zu verlieren, so die Argumentation des Parlaments. Die
«Nexpo» sei eine Chance fur die Region, denn die Stadt werde die gesamte Ostschweiz
reprasentieren. Dies biete Chancen fur den Tourismus, habe doch St. Gallen als
Buchstadt mit ihren Bibliotheken ein reiches Erbe. Es wurde aber auch gemahnt, die
Kosten aufgrund der langen Projektdauer genau im Auge zu behalten und
Grossveranstaltungen gerade «in Zeiten des Klimawandels» kritisch zu betrachten.

Auch die Planung der fur die in der Nordwestschweiz vorgesehene Landesausstellung
«Svizra 2027» war 2019 vorangeschritten. Unterdessen waren die Statuten und das
Organisationsreglement des Vereins in Kraft getreten, wodurch eine «Integration
verschiedener Partner» flr das weitere Vorgehen ermdoglicht werde, wie die Aargauer
Zeitung die Medienmitteilung des Vereins «Svizra27» zitierte. Im Sommer 2020 werde
der Projektwettbewerb fir die «Svizra 2027» ausgeschrieben und bis Sommerende
2020 soll eine Jury bestimmt werden, welche fir die Bewertung des dreistufigen
Wettbewerbes zustandig sei. Das Siegerprojekt soll Mitte 2021 prasentiert werden.
Geplant ist, die Siegerprojekte mit Swisslosgeldern, die seit Juni 2019 von den funf
teilnehmenden Nordwestschweizer Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt,
Jura und Solothurn zur Freigabe gepruft werden, zu finanzieren.

Laut einer fur «Svizra27» durchgefiihrten Umfrage der Fachhochschule
Nordwestschweiz - nicht zuletzt im Hinblick auf die Projektausschreibung -
interessiere sich auch die Jugend fir eine Landesausstellung. Demnach wiinsche sich
gut die Halfte der Befragten an der Ausstellung mehr Uber die «Schweiz der Zukunft>»
und etwa ein Drittel mehr Gber die «Schweiz der Gegenwart» zu erfahren. Auf die
Frage, welche Aufgaben die Landesausstellung mit dem Motto
«Mensch-Arbeit-Zusammenhalt>» zu erfullen habe, antworteten die
Umfrageteilnehmenden am haufigsten mit «Bilden», «Emotionen wecken» und
«Zusammenhalt des Landes starken». Befragt wurde «die jlngste Arbeitsgeneration»
aus den Kantonen Aargau, Basel-Land, Basel-Stadt und Solothurn, wobei 86 Prozent
davon ein Studium, 12 Prozent eine Berufslehre und 2 Prozent die Berufsmaturitat
absolviert hatten. ¥

Sans connaitre d'avancée significative, les différents projets d'expositions nationales
ont continué leurs développements respectifs au cours de I'année 2020. Aux cotés
des trois projets déja existants, un quatriéme a vu le jour cette année. «Muntagna,
|'expo des Alpes27+» provient, selon La Liberté, «d'un groupe d'entrepreneuses et
entrepreneurs de divers domaines qui veulent repenser la protection, I'utilisation et la
perception des Alpes». Ce projet n'a néanmoins trouvé que peu d'échos dans les
médias et reste méconnu. Alors que le projet «X-27», qui prévoit une foire a
I'innovation sur le site de l'ancien aérodrome de Dubendorf, n'a Iui non plus pas
bénéficié d'une grande attention médiatique, ce sont les projets «Nexpo 28» et «Svizra
27» qui semblent avoir les plus grandes chances d'aboutir.

En février 2020, les promoteurs de «Svizra 27» annoncaient que le financement était
assuré jusqu'en 2021. Le projet, soutenu par les cantons de Bale-Ville et Béle-
Campagne, de Soleure, d'Argovie et du Jura, bénéficie également de l'appui de
plusieurs associations des milieux économiques, qui assurent une partie de son
financement. L'exposition devrait, comme son nom l'indique, avoir lieu en 2027 (le
nombre 27 représente également le nombre de cantons plus la confédération) sous le
theme «Humain - Travail - Cohésion». Un concours d'idées a été lancé en juin et
courait jusqu'a début octobre. Les dix meilleures idées ont été sélectionnées pour la
prochaine étape, qui doit déterminer le lieu ou pourrait se tenir cette exposition
nationale. Le projet gagnant sera dévoilé a I'automne 2021 et les organisateurs esperent
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soumettre le dossier au Conseil fédéral pour la fin de I'année 2021. Un jury de seize
membres a été formé pour trancher parmi les différentes idées. On y retrouve plusieurs
personnalités bien connues, notamment I'ancienne conseillére fédérale Doris Leuthard,
|'architecte Pierre de Meuron et le psychiatre et explorateur Bertrand Piccard. Pour
I'ensemble du projet, le comité de «Svizra 27> table sur un budget de CHF 1 milliard,
financé a moitié par la Confédération, a hauteur de 400 millions par les recettes de
billetterie, merchandising et sponsoring, et par les cantons qui soutiennent le projet a
hauteur de 100 millions. Avant de voir le jour, il devra néanmoins encore franchir
quelques obstacles importants. En effet, une fois le projet sélectionné et approuvé par
le Conseil fédéral, il sera soumis a votation dans les cing cantons associés.

«Nexpo 28» est certainement le concurrent le plus sérieux de «Svizra 27» & I'heure
actuelle. Le projet regroupe les dix plus grandes villes de Suisse et devrait avoir lieu de
maniére décentralisée en 2028, sur la thématique des valeurs et du vivre-ensemble en
Suisse au 21éme siecle. La route du projet est néanmoins elle aussi semée d'embdiches.
En effet, «Nexpo 28» compte sur la participation financiére des villes, ce qui ne coule
pas de source, notamment a Berne. Le conseil de ville a supprimé en septembre la
participation de CHF 70'000 au projet. Le président de la ville Alec von Graffenried, qui
est également vice-président de «Nexpo 28», espere que le conseil de ville reviendra
néanmoins sur sa décision, regrettant «que la ville fédérale ne soutiennent pas le projet
financierement, alors que les autres grandes villes suisses le soutiennent et qu'il est
plus en avance que ses concurrents.»

Le financement des différents projets constitue donc sans doute le nerf de la guerre
pour la tenue d'une exposition nationale. Regrettant un manque de clarté a ce niveau,
les promoteurs des quatre projets ont écrit une lettre commune & l'intention du
Conseil fédéral en avril 2020. Sur quelle participation peuvent-ils compter de la part de
la Confédération? A quelle phase du projet pourront-ils compter sur cette
participation? Quel role jouera I'Etat fédéral dans I'appui & la manifestation? Selon le
SECO, le gouvernement est en train de clarifier & qui revient le dossier. Mais il précise
aussi qu'avec la crise du Covid-19, les projets d'exposition nationale ne constituent pas
une priorité. %

Globalement, la pandémie n'a laissé que peu de place aux projets d'exposition
nationale dans le débat public en 2021. Le conseiller fédéral Guy Parmelin est
notamment resté trés vague dans sa réponse a une lettre adressée par les quatre
organisations soutenant un projet d'exposition nationale, «Muntagna», «X-27»,
«Nexpo» et «Svizra 27». Celles-ci souhaitaient des clarifications sur la possible
participation de I'Etat, en particulier au niveau financier. La conférence des directeurs
cantonaux (CdC) a de son cbté annoncé qu'elle ne prendrait position qu'aprés avoir vu
les études de faisabilité sur les différents projets, c'est-a-dire pas avant deux a trois
ans. Dans tous les cas, la participation de la Confédération et les téaches qu'elle
assumerait dans le cadre de I'organisation d'une nouvelle exposition nationale restent
encore trés floues. Le dossier demeure entre les mains du SECO, et le Conseil fédéral
doit publier un rapport a ce sujet d'ici la fin de la législature.

Dans un entretien accordé a I'Aargauer Zeitung, Doris Leuthard, membre du jury chargé
de retenir un projet pour «Svizra 27» parmi diverses idées, a défendu l'importance
d'une nouvelle exposition nationale pour la société, notamment pour resserrer la
cohésion mise a mal par la pandémie de Covid-19. Pour répondre aux craintes de
gouffre financier d'une telle manifestation, I'ancienne conseillere fédérale s'est voulue
rassurante, garantissant que les lecons de I'expo 02 ont été tirées. Le jury de «Svizra
27» s'est réuni en novembre 2021 & Delémont pour sélectionner le dossier le plus
prometteur parmi les différentes idées qui avaient été lancées. Cette rencontre dans le
canton du Jura a permis de souligner I'aspect bilingue du projet, qui se déroulerait
dans plusieurs cantons de la Suisse du Nord-Ouest. Le projet retenu a été dévoilé peu
apres. Si ses contours exacts sont encore a préciser, celui-ci prévoit des activités
autour du theme central de «Svizra 27», «humains - travail - cohésion», réparties sur
neuf sites reliés entre eux par des cours d'eaux (I'Aar, la Limmat, le Rhin, la Reuss, la
Birse et le Doubs) constituant le cordon ombilical du projet. Le site central se trouverait
a Béle, les huit autres restant a définir. Ces annonces ont éveillé I'intérét médiatique.
Plusieurs articles ont été consacrés & «Svizra 27», notamment dans le Quotidien
Jurassien et dans I'Aargauer Zeitung. Le journal argovien s'est notamment entretenu
avec Pierre de Meuron, également membre du jury. Le célébre architecte a rappelé la
volonté du projet de réutiliser des infrastructures déja existantes. Mi-décembre, le
porte-parole de «Svizra 27» a annoncé que les financements pour I'étude de faisabilité
étaient assurés, et que celle-ci devrait bientét étre lancée. Au vu de ces avancées,
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«Svizra 27» semble posséder a I'heure actuelle une bonne longueur d'avance sur ses
concurrents.

Moins en vue dans les médias, le projet «Nexpo>», porté par les 10 plus grandes villes de
Suisse, a cependant recu une bonne nouvelle en début d'année. Alors qu'elle I'avait
initialement bloqué, la ville de Berne a finalement accepté un financement a hauteur de
CHF 210'000 pour le projet. Selon I'organisateur, Bale, Bienne, Lugano, Lucerne, St.
Gall, Winterthour et Zurich ont déja assuré de leur participation financiere. En
revanche, Lausanne et Genéve ont repoussé leur décision de financement
supplémentaire en attendant que la situation sanitaire s'améliore, et surtout que la
Confédération s'exprime sur sa participation financiere au projet. Par ailleurs, d'autres
cités ont rejoint le projet «Nexpo» en cours de route, telles que Sion, Saas-Fee ou
Grindelwald.

Au cours de I'année 2022, les différents projets d'exposition nationale n'ont pas connu
d'avancées significatives. Si la Confédération et les cantons ont envoyé un signal positif
en se prononcant en faveur de la tenue d'une nouvelle expo, le destin des projets
demeure suspendu a la question du financement public, sur lequel la Confédération se
prononcera en 2023.

C'est & travers un papier de position commun tracant les grandes lignes auxquelles
devra souscrire la future exposition nationale que la Conférence des gouvernements
cantonaux (CdC) et le Conseil fédéral ont officialisé leur soutien a la tenue d'une
nouvelle expo. S'ils se disent préts a accompagner le processus de planification, ils
précisent cependant qu'ils n'endosseront pas le role d'initiateurs. En outre, ils
formulent certaines requétes a l'intention de ['association organisatrice. Cette
derniére, qui aura comme interlocuteurs le SECO et la CdC, doit concevoir un projet
apportant des retombées a long-terme, aux niveaux culturel et économique, avec un
ancrage régional. Quant a savoir lequel des projets existants sera choisi, la
Confédération et les cantons incitent & des collaborations et des regroupements
d'idées. Si plusieurs projets concrets voient le jour, un processus de sélection sera
probablement mis en place. Pour rappel, quatre projets sont en concurrence a I'heure
actuelle, a savoir « Muntagna », « X-27 », « Nexpo » et « Svizra 27 ». Reste a éclaircir la
question des financements publics. Le communiqué de la CdC releve que la décision
sera prise par les parlements concernés en fonction de la structure du projet. Un
rapport du Conseil fédéral consacré aux conditions-cadres de I'exposition nationale
sera publié en 2023 et permettra d'en savoir plus. Pour justifier leur soutien, le Conseil
fédéral et les cantons indiquent qu'une exposition nationale constitue un projet
intergénérationnel, ayant une vocation identitaire qui contribue a la cohésion
nationale. En outre, cet événement « encourage la discussion au sujet des perspectives
d’avenir et constitue une occasion de se présenter aux visiteurs venus de Suisse et de
|"étranger ».

Le veeu des instances publiques de voir les projets se regrouper a été partiellement
exaucé puisque « X-27 », issu de milieux culturels et artistiques, a intégré « Nexpo »,
qui imagine une exposition décentralisée entre plusieurs villes suisses. Du c6té de «
Svizra 27 » - le projet soutenu par les cantons du nord-ouest de la Suisse (Jura, Soleure,
Argovie et les deux Béle) - il n'est pas encore question de collaboration. En tout cas pas
avant de connaitre les résultats d'une étude de faisabilité, attendus pour fin 2023. Alors
que « Muntagna » semble rester en marge, la presse a souligné le réle-clé de Bale-Ville,
qui soutient « Nexpo » en tant que ville et « Svizra 27 » en tant que canton, pour
départager les deux projets.

En outre, I'année 2022 a marqué les 20 ans d'Expo.02. Quelques articles de presse
sont revenus sur cet événement, se demandant notamment quel est I'héritage laissé par
I'expo pour la région des Trois-Lacs. La Liberté a évoqué les arteplages - né de la
combinaison de « Art » et « Plage », ce mot désignait les sites accueillant I'expo -, les
rallonges de budget et le report d'un an - I'événement devait avoir lieu en 2001. Mais
avant tout, l'exposition a été un immense succes populaire, selon le journal,
comptabilisant plus de 10 millions d'entrées. Au final, la moitié de la population suisse a
visité au moins une des arteplages, situées & Bienne, Morat, Neuchéatel et Yverdon,
auxquelles s'ajoutait encore I'arteplage mobile du Jura, accostant a tour de réle I'un des
quatre sites fixes. Plaidant pour la tenue d'un nouvel événement de ce genre, I'ancien
conseiller d'Etat et conseiller national neuchéatelois Francis Matthey, qui était a
|'époque président du comité stratégique, a déclaré dans La Liberté que « les
réalisations d'Expo.02, comme le monolithe de Jean Nouvel sur le lac de Morat,
illustrent I'élan extraordinaire d'émulation, de réflexion et de créativité que suscite une
exposition nationale ». Pourtant, a I'époque comme aujourd'hui, I'organisation d'une
exposition nationale n'était pas un long fleuve tranquille. Selon la NZZ, I'organisation de
la prochaine exposition doit garder en téte six points des expériences précédentes
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pour voir le projet devenir réalité. Premiérement, il s'agit d'étre flexible concernant la
date. En effet, trois des quatre dernieres expos ont été repoussées d'une année.
Deuxiémement, le budget doit étre a la hauteur de I'événement, car « wer ein
rauschendes Fest feiern will, sollte nicht knausrig sein » (« Qui veut faire une féte
somptueuse, ne doit pas Iésiner sur les moyens »). Pour le financement, il ne faut
d'ailleurs pas trop compter sur le soutien de I'économie privée. L'expérience a montré
que I'Etat supporte la majorité des codts. Pour ce faire, un fort soutien politique est
nécessaire derriere la manifestation. Le troisieme conseil de la NZZ est donc de
s'assurer |'appui du centre-droit bourgeois. En effet, le journal zurichois précise que
|'expo sera probablement jugée trop peu durable et progressive par la gauche, alors que
du coété de I'UDC, on la considérera comme trop peu fédérale et trop contemporaine. Si
Expo.02 a vu le jour, c'est en grande partie gréce au soutien indéfectible des radicaux
Jean-Pascal Delamuraz, Kaspar Villiger et Franz Steinegger. Quatriemement, la NZZ
préconise de trouver un équilibre dans la structure organisationnelle, entre créativité
des artistes, architectes et autres métiers du secteur culturel, et compétences de
gestion de managers, afin d'éviter les problemes budgétaires. Cinquiemement, ne pas
se disperser géographiquement serait gage de succés, car cela rend possible la
naissance d'un sentiment de communauté ; ce qu'avait réussi Expo.02 aux yeux de la
NZZ, méme si la tenue d'une exposition sur quatre sites était déja relativement
astreignante. Enfin, le caractere éphémeére d'Expo.02 est considéré comme «
visionnaire » par |'auteur de l'article. Son sixieme et ultime conseil est donc de réaliser
une exposition nationale prenant en compte I'aspect écologique de maniére encore
plus forte qu'il y a 20 ans, car « une grande manifestation qui laisse derriere elle des
ruines et des prairies goudronnées est encore moins envisageable aujourd'hui ».

En septembre, un sondage représentatif, mené auprés de 1027 personnes de 15 a 79
ans sur mandat de « Nexpo », a montré que 74% de la population est favorable a la
tenue d'une nouvelle expo. 62% souhaitent que I'exposition « contribue & améliorer la
cohésion entre les Suisses », 61% qu'elle « favorise la découverte de régions suisses
encore meéconnues ». 33% trouvent qu'une exposition est importante pour la
promotion de I'image du pays. La majorité des sondé.e.s aimerait que la prochaine expo
colte moins cher qu'Expo.02, dont le colt total avait avoisiné CHF 1.6 milliards. Si ce
sondage montre qu'une expo nationale serait probablement bien accueillie, un
consensus existe sur le fait que rien ne se fera sans le soutien financier de la
Confédération. En attendant que Berne se prononce sur ce point, la probabilité que
I'exposition nationale puisse effectivement se tenir en 2027 diminue. *°

Image der Schweiz im Ausland

Die vom New Yorker Konsumentenforschungsinstitut GfK jahrlich durchgeflihrte Studie
zum Image von 50 Landern weist die Schweiz auf Rang 8 aus. Das EDA bezeichnet
diesen Rang in Anbetracht der negativen Schlagzeilen zur UBS-Affare als
ausgezeichnetes Ergebnis. Als grosste Starken der Schweiz betrachtet die Studie das
Engagement flr die Umwelt, die Lebensqualitdt und die Respektierung politischer
Rechte. Hingegen scheint das Image der Bevdlkerung von einigen Landern eher negativ
beurteilt worden zu sein. In Deutschland, Frankreich, der Tiirkei und Agypten rutschte
dieser Indikator im Vergleich zum Vorjahr stark ab. Dies dirfte auf die auch
international  stark  wahrgenommenen  Abstimmungsresultate - etwa zur
Minarettinitiative - zurlckzuflihren sein. Angefthrt wird die Rangliste von den USA,
Deutschland und Frankreich. *'

In ihrem Jahresbericht stellte Prasenz Schweiz (PRS), welche ein Monitoring der
Wahrnehmung der Schweiz im Ausland zum Auftrag hat, fest, dass das Land Uber ein
gutes Image verflige. Diesen Befund stutzt PRS einerseits auf den Nation Brand Index,
der auf der Basis von Befragungen die Wahrnehmung von 50 Léndern misst.
Andererseits analysiert PRS die Berichterstattung wichtiger auslandischer Leitmedien
Uber die Schweiz. Geméss dem Nation Brand Index belegt die Schweiz im
internationalen Image-Vergleich Rang 8. Am besten schneiden laut diesem Index die
USA, Deutschland und Grossbritannien ab. Gemessen werden unterschiedliche
Dimensionen, wobei die Schweiz in der Dimension Regierungskompetenz,
Respektierung der Blrgerrechte, Frieden- und Sicherheitspolitik, Umweltpolitik sowie
Lebensqualitat von allen Landern am besten beurteilt wird. Ein weniger gutes Image hat
die Schweiz hingegen hinsichtlich Kultur und Sport, der Dynamik der Stadte und dem
Angebot an historischen Attraktionen. Aber auch in diesen Bereichen ist sie in den
besten 20 Léandern klassiert.
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In den internationalen Medien wurde insbesondere im Rahmen des FIFA-Skandals tber
die Schweiz berichtet. Einige Aufmerksamkeit erhielt die Eidgenossenschaft auch
aufgrund der Aufhebung des Euro-Mindestkurses. Wéahrend sich ersteres laut PRS wohl
nicht negativ auf das Bild der Schweiz im Ausland auswirken werde, berge der starke
Franken Uber langere Zeit ein imageschédigendes Potenzial, da dieser in den Medien als
Schwéchung des Wirtschaftsstandortes Schweiz kommentiert werde. Flr sportliche
Schlagzeilen sorgte Stan Wawrinka mit dem Sieg am French Open. Die Schweiz werde
als Tennis-Nation wahrgenommen, Uber die dusserst positiv berichtet werde. Die Politik
stand 2015 wesentlich weniger im Fokus der auslandischen Medien; ganz im Gegensatz
zu 2014, wo Uber den Finanzplatz und die Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative sehr stark und eher negativ berichtet worden war.
Ausnahme bildeten 2015 die eidgendssischen Wahlen. Der Wahlsieg der SVP sei in den
internationalen Medien vorwiegend als Reaktion der Schweizer Wahlburgerinnen und
Wahlburger auf die Flichtlingskrise interpretiert worden. ¥

D'aprés une étude réalisée par Expat Insider, la Suisse perd petit a petit son aura
auprés des expatriés. Alors qu'elle était aux avant-postes du classement en 2014, y
prenant la quatrieme place, la Suisse dégringole, cette année, au 31eme rang sur un
total de 67 pays . Cela est, en partie, di aux difficultés que les expatriés rencontrent en
termes d'intégration et de colt de la vie. 67% des expatriés interrogés considerent qu'il
est difficile de se lier avec des Suisses. A noter toutefois qu'en ce qui concerne
I'environnement et I'éducation des enfants, la Confédération reste dans le top trois des
pays les plus attractifs. >

D'apres le rapport de Présence Suisse, I'image de la Suisse a I'étranger en 2020 est
restée «stable et bonne», comme en 2019. La crise du Covid-19 a certes impacté
I'intérét suscité par le pays dans les médias étrangers, qui se sont avant tout focalisés
sur la situation sur leur propre territoire et dans les pays les plus touchés. Cela n'a
cependant pas empéché la Suisse de tirer son épingle du jeu a I'occasion de divers
événements. Par ailleurs, la perception globale de la Suisse par la population étrangere
demeure positive, comme I'indique son septiéme rang au Nation Brands Index (NBI), ce
qui en fait le premier pays de taille moyenne. A I'aide de plusieurs indicateurs, cet index
évalue I'attractivité et les atouts de 50 pays selon la maniere dont ils sont percus par la
population de 20 pays du monde entier. La premiére place de ce classement est
occupée en 2020 par I'Allemagne, devant le Royaume-Uni et le Canada. La Suisse est
particulierement reconnue pour sa haute qualité de vie, la compétence et I'nonnéteté
de son gouvernement, le respect des droits civiques et la justice, ainsi que pour sa
politique environnementale. Elle occupe en effet le premier rang dans ces domaines.
Présence Suisse note en revanche que la Suisse pourrait faire des progres «en matiére
de mise en avant du patrimoine culturel, des monuments historiques, de culture
contemporaine et de sport.»

Parmi les événements qui ont impacté I'image suisse de maniére positive, le Forum
économique mondiale de Davos (WEF) a bénéficié d'une large couverture médiatique.
Si ce n'est pas la Suisse en tant que telle qui fit au centre de I'attention, mais bien plus
la présence de Donald Trump et celle de la militante du climat suédoise Greta
Thunberg, cela a néanmoins permis au pays «d'apparaitre comme une plateforme-clé
pour les échanges au niveau international». Au contraire, I'affaire Crypto, qui a attiré
|'attention de la presse étrangere durant une courte période, pourrait avoir un impact
négatif sur I'image suisse, et particulierement sur ses services de bons offices, selon
Présence Suisse. De maniére similaire, les nombreuses discussions autour du Ministére
public de la Confédération et de ses relations avec la FIFA renvoient une image négative
de la justice suisse a I'étranger. Ce dossier a suscité de nombreuses critiques dans les
médias d'autres pays. La place financiere suisse, certaines votations populaires comme
I'initiative sur les multinationales responsables et les services prodigués par la Suisse
dans le cadre des relations entre I'lran et les Etats-Unis furent d'autres thémes ayant
recueilli I'attention médiatique hors des frontiéres fédérales.

La crise du Covid-19 a évidemment cristallisé I'attention de la presse durant toute
I'année 2020. Les échos ont été bons pour la Suisse durant la premiére vague. Le pays a
dégagé une image slre, avec une bonne gestion de la crise, qui a su protéger autant les
citoyens que I'économie. Les messages de soutien projetés sur le Cervin a I'attention
d'autres pays fortement touchés sur le plan sanitaire ont été largement diffusés dans
les médias. Sur la page de titre de son rapport, Présence Suisse affiche un tweet du
premier ministre indien Narendra Modi, qui reprend lI'image du Cervin coloré du
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drapeau de I'Inde et écrit sa certitude que I'hnumanité pourra surmonter la pandémie en
la combattant de maniere solidaire. Ces exemples de communication positive ont
permis au tourisme suisse de se démarquer pour sa s(reté pendant I'été. L'ambiance a
cependant changé avec l'arrivée de la deuxieme vague. Les médias étrangers se sont
étonnés du nombre élevé de cas en Suisse, et des reproches ont été adressés au pays,
notamment quant & sa volonté de garder les stations de ski ouvertes pendant les fétes
de fin d'année alors que ses voisins les fermaient tous. Présence Suisse précise
néanmoins qu'il faudra attendre la fin de la pandémie pour tirer un bilan définitif de ses
conséquences sur I'image nationale. Le réle que jouera l'industrie pharmaceutique
suisse dans le développement du vaccin et la gestion sociale et économique globale
seront probablement particulierement scrutées a I'heure des conclusions. **

Stimmung in der Bevolkerung

Die von der GfS jahrlich durchgefihrte Befragung Uber die politischen und
gesellschaftlichen Probleme, welche die Schweizerinnen und Schweizer am starksten
beschaftigen, spiegelte die schlechte Wirtschaftslage wider. Die Arbeitslosigkeit wurde
von 67% der Befragten als eines der wichtigsten finf Probleme genannt (2002: 52%)
und verdréngte damit die Sorgen um die Gesundheit und die Gesundheitspolitik (63%)
vom Spitzenplatz. Auf Rang drei hielt sich die Altersversicherung; die Asylpolitik folgte
auf Rang vier, hatte aber mit 36% Nennungen deutlich an Bedeutung verloren. Trotz der
grossen Diskussionen Uber einen allfalligen Zusammenhang zwischen dem Hitzesommer
2003, der globalen Erwédrmung wund der Klimaverdnderung infolge von
Luftverschmutzung machten sich noch weniger Personen grosse Sorgen um die Umwelt
als vor Jahresfrist. Nur 14% der Befragten zahlten die Umweltzerstérung zu den finf
grossten Problemen; ein noch tieferer Wert war letztmals 1976 verzeichnet worden. **°

Die von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse jahrlich durchgeflhrte
reprasentative Befragung Uber die wichtigsten Sorgen der Bewohnerinnen und
Bewohner der Schweiz ergab die selben Spitzenreiter wie im Vorjahr. Trotz anhaltend
guter Wirtschaftslage und zunehmender Beschéaftigung figurierte die Arbeitslosigkeit
(57%; -9% gegentber dem Vorjahr) immer noch an der Spitze der Rangliste, gefolgt von
der Sorge um die Altersvorsorge (45%; -6%) resp. die Gesundheit (38%; -17%). Alle drei
Bereiche wurden allerdings markant weniger haufig genannt als im Jahr 2006. Massiv
zugelegt haben demgegenlber die nachstwichtigen Themen Auslanderproblematik
(35%; +8%) und die Angst, die personliche Sicherheit sei nicht mehr gewéhrleistet
(30%; +17%). Dass die Umfrage im August durchgeflihrt wurde, also zu der Zeit als die
Inserat- und Plakatkampagne der SVP mit genau diesen beiden Themen Uberall prasent
war, mag an diesem Resultat nicht ganz unschuldig sein. Ahnliches gilt wohl auch fir die
grosser gewordene Angst vor der Zerstérung der Umwelt, welche 2006 nur von 7% der
Befragten als eines der funf wichtigsten Themen genannt wurde, im Wahljahr 2007 aber
von 25%. 3¢

Zwei Jahre nach der Atomkatastrophe in Fukushima Daiichi zeigte der Univox
Umweltmonitor - eine Ende 2012 bei 1000 Personen durchgefiihrte Befragung der
gfs.zlirich - dass die Skepsis gegenlber der Atomenergie nach wie vor hoch, gleichzeitig
aber auch die Technikglaubigkeit gestiegen war. 65% der Befragten bezeichneten die
Risiken der Kernenergie als nicht tragbar (2011 lag dieser Anteil bei 69%) und 31%
glaubten, dass sich Umweltprobleme durch neue Techniken I6sen lassen (2011: 26%).
Die Befragung zeigte zudem, dass die Schweiz im internationalen Vergleich weiterhin
eine hohe Recyclingrate aufweist: Der Anteil der Befragten, die Glas, Kompost, Karton,
Batterien und Pet an eine Sammelstelle zurlck brachten, nahm gegentber dem Vorjahr
allerdings leicht ab. ¥

Das Angstbarometer, eine jahrlich bei rund 1000 Personen von gfs.zlrich
durchgefiuhrte Befragung, zeigte eine deutliche Abnahme der geflhlten Bedrohung.
Sowohl ein aggregierter Index als auch die verschiedenen abgefragten konkreten
Bedrohungen verzeichneten einen Rulckgang. Dieser wurde von den Verfassern der
Analyse mit einer im Vergleich zu den bewegenden Vorjahren mit der
Umweltkatastrophe in Fukushima, der Wirtschaftskrise 2011 sowie der intensiven
Diskussion um die Zuwanderung aus der EU im Jahr 2012 relativen Ereignisarmut im
Jahr 2013 erklart. Ein deutliche Abnahme zeigte sich insbesondere bei der sozio-
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6konomischen Bedrohung: Die noch 2011 das Angstempfinden pragende Schuldenkrise
stellte in den Augen der Befragten im Berichtjahr kaum mehr eine Bedrohung dar. Auch
die Angst vor Umweltverschmutzung nahm ab, wurde aber nach wie vor als starkste
Bedrohung wahrgenommen - insbesondere in Form von Luftverschmutzung und
Klimaveranderung. *

Etwas entgegen den politischen Entwicklungen der letzten Monate wies der
Umweltmonitor fir das Jahr 2014 ein gestiegenes Umweltbewusstsein nach. Obwohl
grine Anliegen an der Wahl- und Abstimmungsurne eher Niederlagen einstecken
mussten, massen Schweizerinnen und Schweizer laut der im Auftrag von WWF durch
GfS Zurich durchgefiihrten Umfrage dem Naturschutz und dem nachhaltigen
Energieverbrauch einen hohen Stellenwert bei. Der Anteil der Bevolkerung, der sich als
Uberdurchschnittlich umweltbewusst einschatzt, war im Vergleich zu 2013 gar um 8
Prozentpunkte auf 57% gestiegen. Als dringlichste Probleme wurden die
Luftverschmutzung und der hohe Energieverbrauch genannt und rund drei Viertel der
Befragten forderten mehr Massnahmen fir den Klimaschutz. Der Begriff
"Energiewende" wird von einer Mehrheit der Bevolkerung als positiv besetzt
wahrgenommen und von 55% der Befragten als umsetzbares Ziel und nicht nur noble
|dee bewertet. *

Shin Alexandre Koseki, doctorant canadien a I'EPFL, s'est penché sur les clivages
présents au sein de I'espace politique Suisse. Son analyse de réseau semble indiquer
que le Rostigraben aurait petit a petit été remplacé par un clivage ville-campagne, au
cours d'un processus qui a vu, depuis les années 1980, les avis de la Romandie, des
villes Suisses allemandes, du Tessin et de quelques régions grisonnes se rapprocher et
étre en opposition marquée avec les banlieues et les campagnes d'outre Sarine. Le
chercheur de I'EPFL explique cette évolution par une Suisse marquée par plus de
"pendularité" et plus d'échanges entre les villes, amenant & la formation d'une grande
métropole traversant toute la Suisse. Cela I'améne a penser qu'une réflexion devrait
étre menée sur le systeme de double majorité du peuple et des cantons qui tend a
sous-représenter les habitants des villes.

D'une part, ce clivage peut s'apercevoir dans les résultats des difféerentes élections
ayant eu lieu en 2016 dans différentes villes suisses dans lesquels les partis de gauche
ont gagné en influence a I'image de Berne, Bale, Saint-Gall et Lucerne. Au contraire,
I'UDC reste le parti le plus fort dans les régions campagnardes, ce qui peut en partie
s'expliquer par une trés forte crainte - révélée par le Barometre des préoccupations du
Crédit Suisse - envers les étrangers au sein de cette population; un theme de
prédilection pour le parti agrarien. Quant & savoir pourquoi I'UDC n'a que peu de
succes en ville, son président, Albert Rosti, I'explique par la difficulté que son parti a &
trouver des candidats adéquats pour les exécutifs.

Et d'autre part, ce clivage entre ville et campagne amene les villes a vouloir plus de
pouvoir, se sentant, comme noté par Shin Alexandre Koseki, sous-représentées dans le
systeme politique Suisse. En effet, depuis la constitution de la Suisse moderne en 1848,
une surreprésentation volontaire des petits cantons de campagne existe par le biais du
conseil des Etats - une maniere d'appliquer le principe de protection des minorités
apres la défaite des cantons catholique lors de la guerre du Sonderbund. Déja en 2010,
une initiative parlementaire demandait a ce que les villes de plus de 100'000 habitants
obtiennent le statut de demi-canton avec I'obtention d'un siége au Conseil des Etats;
une initiative parlementaire qui sera finalement largement rejetée. Cette demande
provient du fait que dans beaucoup de thématiques décidées a Berne, les zones
urbaines sont les premieres touchées, comme dans les domaines de I'asile, du social ou
des transports. Et comme souligné par la députée socialiste Anita Fetz, la plus grande
part des impots provient des villes. L'ancien maire de la ville de Berne, Alexander
Tschappat propose, quant a lui, qu'une chambre des villes, analogue a la chambre des
cantons, soit créée avec les dix plus grandes villes afin de résoudre en partie le manque
d'influence que connaissent les grandes villes suisses. *°
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Jamais la population suisse n'a été aussi généreuse qu'en 2020. C'est ce qui ressort
d'un sondage reéalisé par CH Media aupres de plusieurs organisations. Selon les
estimations, le volume de dons pourrait bien dépasser les deux milliards pour
I'ensemble de l'année 2020. Ce résultat constitue une bonne surprise, car les
organisations caritatives s'attendaient plutdt a vivre une année compliquée en raison
de la pandémie. En effet, la crise a fortement touché les entreprises et celles-ci n'ont
pas été en mesure de donner autant qu'habituellement. Cette diminution semble
cependant avoir été largement compensée par la générosité des privé.e.s. Une étude de
|'organisation de bienfaisance britannique Charity Aid Foundation place ainsi la Suisse
au treizieme rang des pays les plus généreux en ce qui concerne les ceuvres caritatives.

Selon la haute école spécialisée zurichoise (ZHAW), cette générosité s'explique par
plusieurs facteurs: premierement, les récessions n'ont jamais eu de grande influence
sur le volume des dons. Cela est notamment di au fait que le groupe de contributeurs
et contributrices le plus important est celui des personnes de plus de 60 ans, qui ne
sont en général pas touchées par la peur de perdre leur travail. De plus, la crise actuelle
a suscité une grande attention médiatique, atteignant des personnes habituellement
peu ou pas donatrices. Une autre explication réside dans le fait que la population suisse
ait été directement touchée par la crise. Psychologiquement, plus un événement est
proche de nous et plus nous nous sentons nous-méme concernés par celui-ci, plus
grand sera son impact émotionnel, ce qui augmente notre propension a faire des dons.
Cela se ressent notamment par la concentration des dons pour des ceuvres agissant a
I'intérieur des frontiéres nationales. La chaine du bonheur a ainsi récolté CHF 42
millions pour |'aide nationale en 2020, contre CHF 8 millions pour l'aide internationale.
Les dons se sont, par ailleurs, dirigés principalement vers les organisations actives dans
les domaines de la santé et du social, au détriment des organisations de défense de
I'environnement par exemple. ¥
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